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Was ist die EU-Zinsrichtlinie? 

 
 
 
Die EU-Zinsrichtlinie ist eine Vereinbarung, die sicherstellt, dass zwischen einzelnen Län-
dern Informationen ausgetauscht werden mit dem Ziel, die Zinsbesteuerung grenzüber-
schreitend sicherzustellen und der Kapitalflucht Einhalt zu gebieten. 
 
Zu diesen Ländern, die sich im Rahmen der Zinsrichtlinie zu entsprechenden Kontrollmittei-
lungen verpflichtet haben, gehören neben den Ländern der Europäischen Union auch bei-
spielsweise Liechtenstein, Monaco, Schweiz, die Niederländischen Antillen.  
 
Am Informationsaustausch im Rahmen der EU-Zinsrichtlinie nehmen - immer noch nicht - die 
Länder Österreich und Luxemburg teil, wobei sich Luxemburg im Frühjahr 2013 verpflichtet 
hat, an dem Informationstausch ab 01.01.2015 teilzunehmen. 
 
Im Rahmen der EU-Zinsrichtlinie verpflichten sich die teilnehmenden Länder im Rahmen von 
Kontrollmitteilungen Kapitalerträge von EU-Bürgern mit abweichendem Wohnsitz zu melden. 
So melden beispielsweise die Niederländer, Italien, Dänemark und auch Belgien jährlich 
Zinserträge von Bürgern, die ihren Wohnsitz in Deutschland haben an das Bundeszentralfi-
nanzamt für Steuern.  
 
Österreich und Luxemburg (bis 31.12.2014) nehmen an diesem Informationsaustausch nicht 
teil und führen – quasi als Ersatz – einen anonymen Steuerabzug durch. Es werden seit Juli 
2011 35 % der Erträge ohne Namensnennung und ohne persönliche Daten an den deut-
schen Fiskus abgeführt.  
 
Die gegenseitigen Meldungen von Zinserträgen haben Schlupflöcher. Viele Kapitalerträge 
werden von der EU-Zinsrichtlinie überhaupt nicht erfasst, so dass auch eine Meldung nicht 
erfolgt. So sind Aktienzertifikate, Lebensversicherungen, Termingeschäfte und Verkaufsge-
winne nicht betroffen, d. h. diese Erträge bleiben weiterhin anonym. Die EU-Zinsrichtlinie 
erfasst grundsätzlich Zinsen bei Anleihen, Festgeldsparbriefen oder Kurserträge aus abge-
zinsten Papieren. Die Zinsrichtlinie erfasst nur natürliche Personen. Somit sind Kapitalanla-
gen einer GmbH, einer Stiftung oder einer Aktiengesellschaft unabhängig weiterhin nicht 
meldepflichtig. Ob Investmentfonds von dem Informationsaustausch betroffen sind, richtet 
sich nach der Art des Vermögens. Hier ist zu unterscheiden zwischen Rentenfonds, aus-
schüttenden Fonds, thesaurierenden Fonds usw.  
 
Werden im Rahmen einer Selbstanzeige ausländische Erträge nachträglich dem Fiskus ge-
meldet, so ist bei allen Anlagen darauf zu achten, dass sehr oft nach dem Verständnis des 
ausländischen Depotverwalters die Erträge nach ausländischem Recht nicht steuerpflichtig 
sind, diese aber nach deutschem Steuerrecht steuerpflichtig sind. So sind beispielsweise bei 
etlichen Fonds (sogenannte „Schwarze Fonds“) fiktive Zinserträge der deutschen Einkom-
mensteuer zu unterwerfen, bei Lebensversicherungen nach ausländischem Recht die Erträ-
ge der Einkommensteuer zu unterwerfen und Zwischengewinne zu versteuern.  
 


